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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Die bereits mehrere Jahre schwelende Auseinandersetzung um die Einführung einer
Verfassungsgerichtsbarkeit auf Bundesebene nahm im Berichtsjahr ein Ende. Der
Nationalrat hatte noch Ende 2011 den auf die parlamentarischen Initiativen Studer (evp,
AG) und Müller-Hemmi (sp, ZH) zurückgehenden Vorschlag der RK-N für eine Streichung
von Art. 190 BV knapp angenommen. Damit hätte die Judikative die Kompetenz
erhalten, Gesetze auf ihre Verfassungsmässigkeit zu prüfen. Die Änderung und
Aufhebung von Gesetzen hätte jedoch weiterhin der Legislative oblegen. Allerdings
beschloss der Ständerat in der Sommersession des Berichtsjahrs entgegen der
Empfehlung seiner Kommission mit 17 zu 27 Stimmen Nichteintreten. Im zweiten
Durchgang schloss sich die grosse Kammer in der Wintersession 2012 diesem Entscheid
letztlich relativ deutlich mit 101 zu 68 Stimmen an. Lediglich die SP, die GP und die GLP
sprachen sich in der Mehrheit für ein Verfassungsgericht aus. Letzten Endes obsiegten
die Bedenken einer möglichen Einschränkung der direkten Demokratie über das
Argument der Befürworter, die eine Stärkung des Rechtsstaates hervorhoben. Es
entspreche der Tradition der Schweiz eher, Gesetze mit Hilfe des politischen Willens
statt mit rechtlichen Aspekten zu prüfen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.12.2012
MARC BÜHLMANN

Nationale Identität

Der Bundesrat begegnete dem massiven aussenpolitischen Druck, indem er eine unter
der Leitung des Diplomaten Thomas Borer stehende Arbeitsgruppe (task force)
einsetzte. Im Parlament gab eine von Verena Grendelmeier (ldu, ZH) im März 1995
eingereichte parlamentarische Initiative den Anstoss zur Aufarbeitung der
Vergangenheit. Der daraus hervorgegangene Bundesbeschluss über die umfassende
Aufklärung der Rolle des schweizerischen Finanzplatzes vor, während und unmittelbar
nach dem 2. Weltkrieg wurde von beiden Räten für dringlich erklärt und einstimmig
angenommen. Die mit dieser Untersuchung beauftragte und von François Bergier
präsidierte internationale Historikerkommission wurde vom Bundesrat noch vor
Jahresende eingesetzt.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1996
DIRK STROHMANN

Die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats beantragte mit einer
parlamentarischen Initiative, eine Lücke beim dringlichen Bundesbeschluss aus dem
Vorjahr, welcher die Grundlage zur Arbeit der Historikerkommission Bergier bildet, zu
schliessen. Auslöser für diesen Vorstoss war die Sicherstellung von alten
Bankdokumenten aus dem Shredderraum einer Grossbank durch den Wachmann Meili.
Der Zusatzbeschluss sah vor, dass Personen, welche vor dieser Kommission aussagen
möchten oder ihr anderweitig Informationen zukommen lassen, keine Nachteile wegen
Verletzung der Treuepflicht gegenüber ihrem Arbeitgeber oder des Berufsgeheimnisses
erwachsen dürfen. Dabei soll insbesondere auch ausdrücklich festgehalten werden,
dass eine Kündigung in solchen Fällen nicht zulässig wäre. Der Nationalrat stimmte
dieser Ergänzung zu. Der Ständerat war hingegen der Ansicht, dass eine solche explizite
Formel nicht nötig sei, da Auskunftspersonen, welche in gutem Glauben handeln, durch
den Bundesbeschluss vom Dezember 1996 ausreichend geschützt seien. Die Materialen
zu diesem Beschluss würden nach Ansicht der Kommissionsmehrheit den Richtern
auch in Zivilsachen eindeutig die Anweisung geben, das Interesse der Öffentlichkeit an
der Geschichtsforschung den privaten Klägerinteressen vorzuziehen. Diese Ansicht
wurde auch vom Bundesamt für Justiz geteilt. Die kleine Kammer beschloss mit 35 zu 7
Stimmen, nicht auf die Vorlage einzutreten. Im Nationalrat beantragte die
Kommissionsmehrheit, am Beschluss festzuhalten, da in bezug auf das Zivilrecht die
Rechtslage nicht eindeutig sei; diese Meinung hatte auch der Bundesrat in seiner
Stellungnahme zur parlamentarischen Initiative vertreten. Gegen den Widerstand der
SVP - welche sich insbesondere auch über die publizistische Ausschlachtung des Falls
Meili empörte - entschied der Nationalrat, an der neuen Bestimmung festzuhalten. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.12.1997
HANS HIRTER
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Der Ständerat befasste sich noch einmal mit dem vom Nationalrat im Vorjahr
beschlossenen besonderen Schutz von Personen, welche vor der
Historikerkommission aussagen. Er hielt gegen den Widerstand der Linken an seiner
Meinung fest, dass Auskunftspersonen durch den Bundesbeschluss, welcher die
Kommission mandatiert hatte, ausreichend geschützt seien, und lehnte es ab, auf die
Vorlage der grossen Kammer einzutreten. Damit wurde das Geschäft aus der
Traktandenliste gestrichen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.03.1998
HANS HIRTER

Als Zweitrat hiess auch der Ständerat den Vorschlag der Rechtskommission des
Nationalrats für die Aufhebung von Gerichtsurteilen gegen Flüchtlingshelfer während
der Zeit der faschistischen Regime in Europa gut (parlamentarische Initiative
Rechsteiner, sp, SG). In Abweichung von der grossen Kammer beschloss er, dass für die
Aufhebung der einzelnen Urteile nicht eine noch zu schaffende spezielle Kommission,
sondern die Begnadigungskommission der Bundesversammlung zuständig sein soll. Der
Nationalrat schloss sich dieser Lösung an. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2003
HANS HIRTER

Als Zweitrat stimmte auch der Ständerat dem Gesetz über die Rehabilitierung der
schweizerischen Kämpfer auf republikanischer Seite im Spanischen Bürgerkrieg von
1936-39 zu. In der Schlussabstimmung hiess die grosse Kammer die Rehabilitierung der
Spanienkämpfer gegen den Widerstand der SVP mit 133 zu 50 Stimmen gut, der
Ständerat mit 35 zu 4 Stimmen. Im Berichtsjahr publizierte eine Fachkommission einen
Bericht über den Vollzug des 2004 in Kraft getretenen Gesetzes über die Aufhebung
von Strafurteilen gegen Flüchtlingshelfer zur Zeit des Nationalsozialismus in
Deutschland. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.03.2009
HANS HIRTER

Eine parlamentarische Initiative Minder (parteilos, SH) forderte, dass der
Schweizerpsalm nach Widmer und Zwyssig als offizielle Landeshymne der Schweiz
gesetzlich festgesetzt werden soll. Damit könne der finale Entscheid über eine
mögliche Änderung der Nationalhymne sowie deren Legitimation demokratischer
gestaltet werden, denn die Kompetenz für eine Änderung der Nationalhymne würde so
nicht mehr beim Bundesrat, sondern bei der Bundesversammlung und via
Referendumsoption bei den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern liegen. Die
Diskussion über die Zuständigkeit für die Festlegung der Schweizerischen Landeshymne
war einerseits bereits 2013 durch einen von der SGG lancierten Wettbewerb zur
Erneuerung der Nationalyhmne angestossen worden. Folglich war für Minder
beunruhigend, dass an der 1. August-Feier 2018 auf dem Rütli neben dem
«Schweizerpsalm» eine weitere, inoffizielle Hymne gesungen wurde. Andererseits trug
Unmut über die Tatsache, dass der Bundesrat 1981 eigenmächtig den «Schweizerpsalm»
zur Nationalhymne der Eidgenossenschaft erklärt hatte, zu Minders Anliegen bei.
Jene Entscheidung von 1981 hat unterdessen die WBK-SR dazu veranlasst, in der
Vorprüfung kein Folgegeben zu beantragen, denn der Schweizerpsalm, so die
Kommission, sei eben damals bereits zur offiziellen Nationalhymne erklärt worden. Der
Ständerat teilte hingegen Minders Position, dass die alleinige Entscheidungsgewalt des
Bundesrates über die Landeshymne kritisch zu betrachten sei und gab dem Vorstoss als
Erstrat mit 25 zu 18 Stimmen Folge. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Im März diskutierte der Nationalrat als Zweitrat über die parlamentarische Initiative
Minder (parteilos, SH), welche verlangte, die Landeshymne «demokratisch
festzulegen». Diana Gutjahr (svp, TG) sprach sich für eine Annahme der Initiative aus
und argumentierte, dass die gesetzliche Regelung der Landeshymne nicht
abschliessend festgelegt sei, denn dass die Debatte überhaupt stattfinde, zeige, dass es
Unsicherheiten gebe in der Angelegenheit. Die Hymne sei ein identitätsstiftendes
Staatssymbol, welches es zu schützen und gesetzlich zu verankern gelte, wie dies auch
bei der Schweizerfahne längst der Fall sei. Ferner sollte, wolle jemand eine Änderung
der Hymne beantragen, das Volk über eine solche Änderung mitentscheiden können,
was aber mit der aktuellen Gesetzeslage nicht gewährleistet sei.
Mit einer kleinen Gesangseinlage verkündete Isabelle Chevalley (glp, VD) dann die
Beratungsergebnisse der WBK-NR, die wie bereits ihr ständerätliches Pendant ihr
Vertrauen in den Bundesrat legte. Die Kommission beantragte mit 14 zu 10 Stimmen der
Vorlage keine Folge zu geben, weil der Bundesrat garantiere, keine willkürlichen
Anpassungen der Landeshymne vorzunehmen und für jede Änderung die Räte

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.03.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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miteinzubeziehen. Kurz gesagt sei der Status Quo ausreichend, um die Landeshymne
angemessen zu bewahren, weshalb in den Augen der Gegnerinnen und Gegner der
Initiative kein Handlungsbedarf bestehe.
Schliesslich wurde die Initiative im Nationalrat abgelehnt: Ihrer Kommission folgend
stimmten bei drei Enthaltungen 97 Nationalrätinnen und Nationalräte gegen und 85 für
Folgegeben. 7

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Der geplanten „Verfassungsgerichtsbarkeit“, welcher der Nationalrat im Februar des
Berichtsjahres zugestimmt hatte und eine entsprechende Vorlage in die
Vernehmlassung schickte, stehen die Kantone positiv gegenüber. Im Rahmen der
europapolitischen Standortbestimmung hatten sie sich bereits 2010 dafür eingesetzt,
dass Bundesgesetze auf ihre Vereinbarkeit mit der Verfassung überprüft werden
können. Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) verpasste es allerdings, innerhalb
der Vernehmlassungsfrist eine Stellungnahme einzureichen (Ergebnisse zur
Vernehmlassung vom 14.6.11.). 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2011
DEBORA SCHERRER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Cina (cvp, VS) Folge, welche ein
schweizerisches Rahmengesetz für kommerziell angebotene Risikoaktivitäten im
Outdoorbereich sowie das Bergführerwesen verlangt. Namentlich Unfälle bei
gewerbsmässig durchgeführten Flussfahrten (River-Rafting) und Schluchtbegehungen
(Canyoning) hatten das Bedürfnis nach einer einheitlichen Regelung geweckt.
Wichtigstes Element des neuen Gesetzes sollen klare Anforderungen an den
Ausbildungsstand der Führer sein. Dieser neue eidgenössische Standard ist nach
Ansicht des Initianten auch deshalb wichtig, weil mit der Einführung der
Personenfreizügigkeit jede Person mit einem von der EU anerkannten Führerausweis
derartige Aktivitäten in der Schweiz wird anbieten können. Der Antrag der
vorberatenden Nationalratskommission, auf ein Rahmengesetz zu verzichten und vom
Bund aus nur die Bemühungen der Branchenverbände um einheitliche
Sicherheitsbestimmungen zu koordinieren und zu unterstützen, fand im Plenum keine
Mehrheit. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2001
HANS HIRTER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Gegen den Antrag der vorberatenden Kommission, welche Lösungen auf freiwilliger
Basis bevorzugt hätte, gab der Nationalrat mit 79 zu 66 Stimmen einer
parlamentarischen Initiative Cina (cvp, VS) Folge, die ein Rahmengesetz für
Risikosportaktivitäten verlangt. Der Initiant machte erfolgreich geltend, es brauche
eine gesetzliche Regelung, um die schwarzen Schafe der Branche auszugrenzen. Das
Seco sprach sich in einem Bericht zum Tourismus in der Schweiz ausdrücklich für eine
nationale Regelung aus; der Kanton Bern möchte dagegen auf ein von ihm entwickeltes
freiwilliges Label setzen, das er den Veranstaltern schweizweit anbieten möchte. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2001
MARIANNE BENTELI

Eine parlamentarische Initiative Maspoli (lega, TI) zur finanziellen Unterstützung des
Spitzensports in den Bereichen Fussball, Eishockey und Basketball wurde auf
einhelligen Antrag der Kommission, die wettbewerbsverzerrende Effekte befürchtete,
vom Nationalrat diskussionslos abgelehnt. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2003
MARIANNE BENTELI
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Gegen den vehementen Widerstand der Grünen, welche das Ganze als
unverantwortliche Spielerei bezeichneten, nahm der Nationalrat mit 88 zu 75 Stimmen
eine parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AG) für eine Aufhebung des
geltenden Verbots für Autorennen auf Rundstrecken in der Schweiz an. SP- und GP-
Fraktion lehnten geschlossen ab, eine Mehrheit der bürgerlichen Fraktionen sprach
sich dafür aus, insbesondere jene von FDP und SVP, bei denen es jeweils nur zwei
ablehnende Stimmen gab. Fachleute stuften allerdings die Wahrscheinlichkeit, dass
jemals ein Formel-1-Rennen in der Schweiz durchgeführt werden könnte, als äusserst
gering ein. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2004
MARIANNE BENTELI

Mit einer 2004 von der grossen Kammer unterstützten parlamentarischen Initiative
hatte Nationalrat Giezendanner (svp, AG) gegen den geschlossenen Widerstand von GP
und SP die Unterstützung des Plenums für eine Wiedereinführung von Formel-1-
Autorennen in der Schweiz erreicht. Im Berichtsjahr nun ging es um die konkrete
Revision des Strassenverkehrsgesetzes, mit welcher das heute geltende Verbot für
Rundstreckenrennen aufgehoben werden sollte. In seinem Eintretensvotum bedauerte
der Sprecher der Kommission die insgesamt negative Stellungnahme des Bundesrates,
welche gewissermassen die Argumente der früheren Minderheit aufnehme; zudem
fokussiere er auf Formel-1-Rennen, während es in Wirklichkeit um eine mögliche
Zulassung von Rundstreckenrennen im weiteren Sinn gehe. FDP und SVP unterstützten
die Vorlage, SP, GP und EVP votierten ebenso geschlossen dagegen; in der
Gesamtabstimmung wurde sie mit 96 zu 81 Stimmen gutgeheissen. Eine Mehrheit des
Ständerates war dann aber der Ansicht, es handle sich hier um eine vollkommen
unnötige Vorlage, die, wie selbst die Befürworter anerkannten, kaum konkrete
Auswirkungen haben dürfte; das Parlament habe dringendere Probleme zu lösen als die
Gesetzgebung auf allfällig überholte Verbote hin zu durchforsten. Ganz knapp mit 21 zu
20 Stimmen entsorgte die kleine Kammer deshalb den Vorstoss durch Nichteintreten. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2007
MARIANNE BENTELI

Le Conseil national a adopté par 95 voix contre 69 trois initiatives parlementaires
Wobmann (udc, SO), Wasserfallen (plr, BE) (Iv. Pa. 10.497) et de Buman (pdc, FR) (Iv. Pa.
10.499) modifiant la loi fédérale sur la circulation routière afin de lever l’interdiction
d’effectuer des courses sur circuit avec des véhicules automobiles. La commission a
recommandé d’adopter les motions estimant que la sécurité est désormais assurée
pour des courses publiques, que l’industrie de l’équipement automobile est importante
en Suisse et que ce type d’activité a un fort potentiel économique. Une forte minorité
s’y est opposée estimant que le territoire suisse possède peu de terrains
inconstructibles, que les tests industriels peuvent déjà être pratiqués en Suisse et que
ce type d’activité est une atteinte à l’environnement. Le Conseil des Etats les a toutes
rejetées par 20 voix contre 13 sur recommandation de sa commission et malgré une
proposition de minorité Imoberdorf (pdc, VS). Il avait auparavant rejeté par 23 voix
contre 12 une initiative parlementaire Fournier (pdc, VS) de même teneur. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Silva Semadeni (sp, GR) die Ergänzung des
Artikels 17 des SpoFög durch das fakultative Referendum für die finanzielle
Unterstützung Olympischer Spiele durch den Bund. Damit griff sie die Debatte auf, die
sie zum Projekt Sion 2026 im Nationalrat lanciert hatte. Es solle eine klare Ausgangslage
für künftige Olympische Spiele geschaffen werden, so die Initiantin. Sie zweifle die
nationale Bedeutung Olympischer Spiele nicht an, trotzdem bedürfe es nicht nur der
Zustimmung der betroffenen Gemeinden und Kantone, sondern auch der
Unterstützung der ganzen Schweizer Bevölkerung. Durch das fakultative Referendum
gewännen zudem allfällige, in Zukunft stattfindende umstrittene Olympische Spiele in
der Schweiz an demokratischer Legitimation. 
Ende Juni 2019 befasste sich die WBK-NR mit der parlamentarischen Initiative.
Während die Mehrheit der Kommissionsmitglieder dem Geschäft mit der Begründung
zustimmte, solche kostspieligen Anlässe erforderten die Zustimmung der gesamten
Bevölkerung, unterstützte eine Minderheit den Vorstoss nicht, da die Schweiz durch
diese zusätzliche Hürde und ihre organisatorischen Folgen gegenüber konkurrierenden
Ländern benachteiligt würde. Mit 15 zu 7 Stimmen sprach sich die Kommission für die
parlamentarische Initiative aus. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission gab die WBK-SR der parlamentarischen
Initiative Semadeni (sp, GR) zu einem fakultativen Referendum für die finanzielle
Unterstützung Olympischer Spiele durch den Bund mit 9 zu 4 Stimmen keine Folge.
Eine Mehrheit der Kommissionsmitglieder war der Meinung, dass diese Praxis dazu
führen würde, dass bereits während der Sondierungsphase die Details des Projekts
geregelt werden müssten. Ferner würde die Schweiz im Vergleich mit Bewerberstaaten
ohne fakultatives Referendum benachteiligt werden. Eine Kommissionsminderheit
vertrat hingegen die Ansicht, dass die Unterstützung der breiten Bevölkerung, welcher
es sich frühzeitig zu vergewissern gelte, für ein solches Vorhaben erforderlich sei. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.01.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Verbände

Im Sommer 2016 reichte Regula Rytz (gp, BE) eine parlamentarische Initiative ein, mit
welcher sie das Vereinsrecht so anpassen wollte, dass Verbände mit hohen Umsätzen
und Vermögen, die wirtschaftliche Zwecke verfolgen, nicht mehr als Vereine gelten
können. Rytz zielte mit ihrem Vorstoss insbesondere auf internationale
Sportgrossverbände mit Sitz in der Schweiz ab, wie zum Beispiel die UEFA, das IOC oder
die FIFA. Die FIFA etwa machte gemäss Rytz zwischen 2011 und 2015 einen Umsatz von
CHF 5.718 Mrd., wovon 52 Prozent in die Durchführung der Weltmeisterschaft 2014
investiert wurden, was gemäss der Initiantin als wirtschaftliches Projekt eingestuft
werden solle. Nur 20 Prozent des Umsatzes sei in Entwicklungsprojekte geflossen, was
gemäss Statuten der Hauptzweck der FIFA sei. Diese wirtschaftliche Ausrichtung der
FIFA und anderer Grossverbände verstosse gegen das im ZGB geregelte Vereinsrecht.
Deshalb forderte Rytz, dass grosse Verbände mit hohen Umsätzen und mehrheitlich
wirtschaftlichem Zweck nicht mehr als Vereine gemäss ZGB konstituiert werden dürfen
oder aber dass sie innerhalb des Vereinsrechts einer Spezialgesetzgebung unterstehen
sollten, gemäss der sie höher besteuert werden könnten.

Im Juni 2017 wurde die Initiative von der RK-NR geprüft. Die Kommission empfahl mit 17
zu 6 Stimmen, ihr keine Folge zu geben. Das Hauptproblem von grossen Sportverbänden
sei die Korruption und dagegen sei nicht einfacher vorzugehen, wenn die Rechtsform
der Organisation geändert werde: Die bestehenden Vorschriften betreffend
Buchführung und Rechnungslegung seien für Vereine praktisch die gleichen wie für
Aktiengesellschaften. Stattdessen sollten bereits bestehende Instrumente zur
Korruptionsbekämpfung besser ausgeschöpft werden. Zudem sah die Kommission eine
rechtliche Abgrenzungsschwierigkeit im Begriff «Grossverbände». So würden viele
umsatzstarke Berufsverbände ebenfalls unter die neue Norm fallen, obwohl Rytz'
Initiative nicht auf diese abziele. Daraufhin zog Rytz ihren Vorstoss zurück. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2016
SAMUEL BERNET
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2) Amt. Bull. NR, 1997, S.1727ff.; Amt. Bull. NR, 1997, S.2507ff.; Amt. Bull. StR, 1997, S.925ff.; BBI, IV, 1997, S. 550ff.; BBI, IV,
1997, S. 566ff.; NZZ, 29.10.97
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